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VORGESCHICHTE Als «Service public» wird gemeinhin die Grundversorgung in den Berei-
chen öffentlicher Verkehr, Post und Telekommunikation bezeichnet. Er 
soll sicherstellen, dass die Schweizer Bevölkerung – auch in hierfür nicht 
rentablen Regionen des Landes – von entsprechenden Dienstleistungen 
und Infrastrukturen profitiert. Ende der Neunzigerjahre wurden die hier-
für verantwortlichen Betriebe – unter anderem die Swisscom, die Post 
und die SBB – aus der Bundesverwaltung herausgelöst. Der Bund blieb 
allerdings Allein- oder Hauptaktionär. So sollen diese Unternehmen ei-
nerseits freier und innovativer handeln können, werden aber weiterhin 
vom Bund beaufsichtigt und müssen Vorgaben erfüllen. 

Ein Komitee mit Mitgliedern aus den Redaktionen und der Leserschaft 
von Konsumentenzeitschriften wie dem K-Tipp oder Bon à Savoir ist der 
Meinung, dass die Grundversorgung schlechter und teurer geworden sei. 
Um diese Entwicklung zu stoppen, lanciert es die Initiative «Pro Service 
public». Mit Dienstleistungen im Bereich des Service public sollen keine 
Gewinne mehr angestrebt und die Löhne in den Service-public-Unter-
nehmen sollen auf das Niveau von Löhnen in der Bundesverwaltung be-
grenzt werden. Hierdurch soll die Initiative eine weitere Verteuerung der 
Dienstleistungen verhindern.  

Der Bundesrat spricht sich gegen die Initiative aus. Er sieht keinen Ände-
rungsbedarf, weil die Schweiz über einen sehr guten, zuverlässigen und 
bezahlbaren Service public verfüge und dabei die Versorgung aller Re-
gionen des Landes sicherstelle. Ein Verbot von Gewinnen würde die Be-
triebe und damit auch den Service public schwächen. 

Auch im Parlament stösst die Initiative auf einhellige Ablehnung. Es wird 
argumentiert, gerade für den mit der Digitalisierung verbundenen Wan-
del benötigten auch Service-public-Unternehmen Kapital aus Gewinnen, 
um innovativ und zukunftsfähig zu bleiben. Moniert wird auch, dass un-
klar bleibe, was mit «Gewinnstreben» und der «Quersubventionierung 
anderer Verwaltungsbereiche» genau gemeint ist. Von rechter Ratsseite 
heisst es zudem, der Service public sei in den letzten Jahren nicht etwa 
wie von den Initianten behauptet schlechter, sondern vielmehr besser 
und verhältnismässig nur wenig teurer geworden. 

GEGENSTAND Die Initiative sieht vor, dass der «Bund und die bundesnahen Unterneh-
men im Bereich der Grundversorgung nicht nach Gewinn streben» dür-
fen. Die Quersubventionierung anderer Verwaltungsbereiche mit Über-
schüssen aus der Grundversorgung wird untersagt. Zudem dürfen die 
Löhne in diesen Unternehmen diejenigen in der Bundesverwaltung nicht 
mehr übersteigen. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Sämtliche Parteien sowie Wirtschaftsverbände und Gewerkschaften fas-
sen die Nein-Parole, engagieren sich im Abstimmungskampf aber lange 
Zeit kaum. Das ändert sich drei Wochen vor dem Abstimmungswochen-
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ende, als Umfrageergebnisse darauf hinweisen, dass der Ausgang der In-
itiative knapp werden könnte. Am Ende entfallen über 97% der 265 in den 
Medien veröffentlichten Inserate auf das Nein-Lager. 

Die Pro-Kampagne unter dem Slogan «Service vor Gewinn!» findet vor 
allem in den Konsumentenzeitschriften statt. Sie prangert Preissteige-
rungen, den Abbau von Poststellen oder Bahnschaltern in Randregionen 
sowie ihrer Meinung nach überhöhte Löhne an den Spitzen der Service-
public-Unternehmen an. Die Gegner bezeichnen die Initiative als gut ge-
meint, aber kontraproduktiv: Sie unterziehe die bisher gut funktionie-
rende Grundversorgung einem gefährlichen Experiment, gefährde Ar-
beitsplätze in den Service-public-Unternehmen und schwäche deren In-
novationsfähigkeit. 

ERGEBNIS Bei einer Stimmbeteiligung von 46,8% wird die Initiative mit 67,6% Nein-
Stimmen deutlich abgelehnt. Die Ablehnung fällt in ländlichen Regionen 
ähnlich klar aus wie in den Zentren. Mit knapp über 40% Ja-Stimmen 
schneidet die Initiative in den Kantonen Jura und Neuenburg noch am 
besten ab. 

Die Nachbefragung zeigt, dass die Initiative bei den Sympathisanten aller 
Parteien mehrheitlich auf Ablehnung stiess, wobei von den SVP-Wählern 
immerhin 45% ein Ja in die Urne legten. 
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